



Freut euch nicht zu früh.
Nach Lektüre der Pressemitteilung scheint mir das heutige Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zur Vorratsdatenspeicherung kein einschränkungsloser
Grund zum Jubeln.
1. Das Gericht hat die Speicherung der Vorratsdaten als solche für
verfassungsmäßig erklärt – unter engen und vor allem sehr, sehr detaillierten, aber
dennoch erfüllbaren Voraussetzungen. Das heißt: Die Vorratsdatenspeicherung,
in den Worten des Gerichts "ein besonders schweren Eingriff mit einer Streubreite,
wie sie die Rechtsordnung bisher nicht kennt" und geeignet, ein "diffus bedrohliches
Gefühl des Beobachtetseins hervorzurufen, das eine unbefangene Wahrnehmung
der Grundrechte in vielen Bereichen beeinträchtigen kann" – dieses würgende und
vom Gericht zu Recht in grellen Farben geschilderte Szenario kommt. Vielleicht nicht
genau so, wie Schäuble es machen wollte. Aber es kommt.
2. Die Gründe, die das Gericht für die Verfassungsmäßigkeit nennt, sind
eigentümlich flau: Gut, die Daten liegen bei den einzelnen Telekom-Unternehmen
und nicht beim Staat selbst. Na und? Gut, immerhin ist damit keine "Totalerfassung
der Kommunikation und Aktivitäten der Bürger insgesamt" geplant. Thank you very
much. Damit, so das Gericht, sei die Sache ja doch irgendwie begrenzt, im Sinn
von: man kann sich noch extremere Hämmer ausmalen, und das scheint ihm als
Rechtfertigung für doch angeblich so einzigartigen Eingriff locker zu genügen.
3. Echt schräg ist das, was dann kommt: Die Speicherung gehe in Ordnung,
aber nur, wenn sie die Ausnahme bleibt. Wie eine überforderte Mama, die
ihrem Kind mit flatternden Lidern entgegenhaucht: Liebling, das war jetzt aber
wirklich das allerletzte Mal. Und dann ist da von einem "Spielraum für anlasslose
Datensammlungen" die Rede, der jetzt zu einem Gutteil aufgebraucht sei mit der
Vorratsdatenspeicherung – wie ein Süßigkeitenvorrat, von dem der Gesetzgeber
naschen darf, und wenn er heute alles auffuttert, hat er halt morgen nichts mehr.
Und das auch noch verknüpft mit so einem ominösen Wink mit dem Ausbrechenden-
Rechtsakt-Zaunpfahl in Richtung EU…
4. Apropos EU: In mir keimt der Verdacht, dass die Senatsmehrheit nur oder
jedenfalls maßgeblich deshalb davor zurückgeschreckt ist, die Speicherung als
solche zu killen, weil sie sich dann der Frage hätte stellen müssen: Dem EuGH
vorlegen oder nicht? Die Speicherung als solche ist EU-Recht, d.h. der Senat
hätte vorlegen müssen, und damit anerkennen, dass Luxemburg in Dingen des
Europarechts das letzte Wort hat und nicht Karlsruhe. Das hat er vermieden,
indem er nach dem EU-Haftbefehls-Muster auf die Art und Weise abstellte, wie der
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nationale Gesetzgeber die in der EU-Richtlinie gelassenen Umsetzungsspielräume
ausgefüllt hat. Immerhin, und das könnte noch bedeutsam werden: In der Passage
zur Zulässigkeit (über der ich ansonsten rätsle) scheint der Senat ausdrücklich
anzuerkennen, dass es eine Vorlagepflicht des BVerfG zum EuGH überhaupt gibt.
Das ist neu, oder?
5. Die zusätzlichen Anforderungen, die das Gericht im einzelnen an die
Vorratsdatenspeicherung stellt, sind jetzt nicht gerade so beschaffen, dass
mein "diffus bedrohliches Gefühl des Beobachtetseins" einem Seufzer der
Erleichterung weicht. Beschränkung auf Katalogtaten, Richtervorbehalt, und nachher
muss man benachrichtigt werden – so Sachen halt. Mikromanagement bei der
Gesetzesausgestaltung.
Fazit: Dieses Urteil hätte die Magna Charta des Internetzeitalters werden können. Ist
es aber nicht geworden. Schade.
Soweit meine ersten Eindrücke, frisch und unausgewogen. Was meinen Sie?
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